
Theodor Eschenburg, Gründervater der
deutschen Politikwissenschaft nach
1945, hatte Zeit seines Lebens einflussrei-
che Bewunderer: den Friedensnobelpreis-
träger Gustav Stresemann in der Weima-
rer Republik – und seine Schüler in der
Bundesrepublik. Zum „Gewissen der Na-
tion“ erklärte ihn der frühere „Zeit“-He-
rausgeber Theo Sommer, zum „Leitfossil
der frühen Bundesrepublik“ der Aden-
auer-Biograf Hans-Peter Schwarz.

Doch in jüngster Zeit ist um den 1999
verstorbenen Eschenburg eine Kontro-
verseüberseineRolleimNationalsozialis-
mus entbrannt. Die Deutsche Vereini-
gung für Politische Wissenschaft
(DVPW)willammorgigenSonnabendbe-
raten,obsieihrenWissenschaftspreiswei-
ter nach Theodor Eschenburg benennt.
Der gefeierte „Lehrer der Demokratie“
war im Nationalsozialismus Leiter einer
Prüfstelle der Reichsgruppe Industrie –
und nach Erkenntnissen des Politologen
RainerEisfeldander„Arisierung“einesjü-
dischen Unternehmens beteiligt. Beson-
ders befremdlich für Eisfeld: Eschenburg
ergriff in dem Fall die Initiative, schlug
vor,dem jüdischen Inhaberden Reisepass
zuentziehen,zögertenicht, „pureVermu-
tungen“ weiterzugeben: „Unter Benut-
zung deutscher Devisen“ wolle der „Jude
Fischbein“ im Ausland Fabriken eröff-
nen“, zitiert Eisfeld Eschenburg. „Was die
fatale Unterstellung für Fischbein bedeu-
ten konnte“, kommentierte Eisfeld kürz-
lich in einem Aufsatz, „musste Eschen-
burginseinerPositionklarsein“:Anklage,
Prozess, Todesstrafe.

Eisfelds Einschätzungen teilen die His-
toriker Hans Woller und Jürgen Zarusky
vom Institut für Zeitgeschichte in Mün-
chen: Im Fall Fischbein habe Eschenburg
„effizient im Sinne staatlicher Interessen
funktioniert“, sein Bild müsse aus „seiner
wohlwollenden Petrifizierung“ gelöst
werden. Die vom Vorstand der DVPW be-
auftragte Gutachterin Hanna Bethke emp-
fahl, den Preis umzubenennen und fand
dafür den Zuspruch seines letzten Trä-
gers Claus Offe. Der distanzierte sich im
September 2012 vom Namensgeber – aus-
gerechnet an Eschenburgs alter Wir-
kungsstätte, der Universität Tübingen.

SpätestensseitOffesPreisrededominie-
ren in der Debatte die schrillen Töne. Wie
ein „Apo-Rüpel“ habe sich Offe benom-
men, klagten Teilnehmer, besonders bei
Eschenburgs Schülern ist der Ton pole-
misch: „Selbstkritische Korrektur“ emp-
fahl der Berliner Eckehard Krippendorff
seinem Kollegen.

„Jeder Offe ein kleiner Stauffenberg“,
ätzte die Kolumnistin Sybille Krause-Bur-
ger in der „Stuttgarter Zeitung“ und be-
schuldigte den „sehr wenig bekannten
Herrn Eisfeld“, Eschenburg „posthum die
Ehre abschneiden“ zu wollen. „Mit un-
glaublichem Hochmut“ sitze der „Groß-
wildjägerEisfeld“überEschenburgzuGe-
richt“,schreibtderemeritiertePolitikwis-
senschaftler Gerhard Lehmbruch in ei-
nem Leserbrief, sein Kollege Hans-Peter
Schwarz schickte dem „Schnüffler“ ein
Ernst-Jünger-Zitathinterher:„DemZeital-
ter des Anstreichers“ Hitler sei „das der
Anbräuner“ gefolgt.

„Ratlos“, machten ihn solche Äußerun-
gen, sagt ein Gremienmitgliedder DVPW,
dasanderEntscheidungüberdenEschen-
burg-Preis beteiligt ist. Von „fataler Grup-
penbildung“ ist die Rede. Ein anderer
Eschenburg-Schüler erwartet, dass „ei-
nigeaustretenwerden,wennderPreisum-
benanntwerdensollte“.DrohtderVereini-
gung eine Zerreißprobe?

Namhafte Politologen fordern jetzt in
einem offenen Brief, „an der Benennung
des Wissenschaftspreises festzuhalten“.
Eschenburgs „Verdienste um die Begrün-
dung der deutschen Politikwissenschaft
und um die Entwicklung der Demokratie
in der Bundesrepublik“ seien „unumstrit-
ten“. Unterzeichnet haben das Schreiben
neben dem Herausgeber des Tagesspie-
gels, Hermann Rudolph, unter anderem
Krippendorff, Lehmbruch und Ulrich
von Alemann, der Eschenburg als Na-
mensgeber des Preises vorgeschlagen
hatte. Für von Alemann und seine Mit-
streiter steht fest: „Theodor Eschenburg

unterstützte als liberaler Publizist und Po-
litiker bis zuletzt die Weimarer Demokra-
tie und stand auch nach ihrem Zusam-
menbruch in erkennbarer Distanz zum
Nationalsozialismus.“

Historiker Woller fragt jedoch: „Woher
wissen sie es?“ Die Antwort laute: von
Eschenburg selbst. „Die Quellen schwei-
gen nämlich“, sagt Woller. Eschenburgs
Leben im Dritten Reich sei „eine große
weiße Fläche, auf die sich vieles projizie-
ren lässt“.

So hatte es 2011 offenbar auch noch
Gerhard Lehmbruch gesehen. In einer
E-Mail an Offe, die dem Tagesspiegel vor-
liegt, schreibt der Eschenburg-Schüler im
Juni, es habe bei Äußerungen Eschen-
burgs „immer eine auffallende Leerstelle,
nämlich die Haltung zur Judenverfol-
gung“,gegeben.DerArisierungsfallFisch-
bein passe in das Bild, das er sich schon
lange gemacht habe, aber er sei sich nicht
sicher,„obE.danichtaucheineeigeneLei-
che im Keller hatte, und ob das nicht wo-
möglich gravierender war“. Doch das
seien „ganz spekulative Mutmaßungen“,
für die er keine Belege habe. Die DVPW
hattedieE-MailaufihrerInternetseitever-
öffentlicht. Dagegen drohte Lehmbruch
mit einer Unterlassungsklage. Daraufhin
entfernte die DVPW die E-Mail.

DerEschenburg-Streit droht zueskalie-
ren.Bei der DVPW giltnun auch eine Ver-
tagungderEntscheidungüberdenNamen
desPreisesalsmöglich,umdieLagezube-
ruhigen. Damit würde man Zeit gewin-
nen, um zu erforschen, ob Eschenburg
mehr war als ein gefühlter Gegner des Na-
tionalsozialismus.  Jonas Krumbein
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Leben im NS
sei eine „große
weiße Fläche“,
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Historiker

Noch bis Ende des Jahres haben ehema-
lige Berliner Studierende Zeit, ihre frü-
her illegal erhobenen Rückmeldegebüh-
ren zurückzufordern. Doch gut zwei Mo-
nate vor Ende der Frist sieht es so aus, als
ob sich viele das Geld entgehen lassen.
Zwar sind an den Berliner Hochschulen
bereits mehr als hunderttausend Anträge
auf Rückerstattung der Gebühren einge-
gangen. Das klingt viel. Aber in dem maß-
geblichen Zeitraum – rechtswidrig wur-
den die Gebühren zwischen 1996 und
2004 erhoben – waren nach Angaben der
Unis weitaus mehr Studierende einge-
schrieben. So hat sich an der Hum-
boldt-Universität bisher nur ein Drittel
der Antragsberechtigten gemeldet, an
der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (HTW), der größten Berliner Fach-
hochschule, sogar nur ein Viertel.

Es geht um 100 DM, später 51,13 Euro
pro Semester, die Studierende in Berlin
seitdemWintersemester1996/97beider
Rückmeldung zahlen mussten. Die Rege-
lung hatte der damalige schwarz-rote
Diepgen-Senat aus Spargründenerlassen.
Sie wurde im vergangenen November
vom Bundesverfassungsgericht rückwir-
kend für ungültig erklärt: Die Gebühren
hätten „in grobem Missverhältnis“ zu den
tatsächlichenKostenfürdenVerwaltungs-
aktbeiderRückmeldunggestanden.Nach
einemähnlichenUrteilgegendiePraxis in
Baden-Württemberg hatte Berlin 2004
sein Gesetz so verändert, dass es von Ge-
richtennichtmehrbeanstandetwird.Spä-
tere Jahrgänge sind also nicht betroffen.

17 Semester lang galt die rechtswid-
rige Regelung in Berlin. Wer die gesamte
Zeit eingeschrieben war, könnte knapp
870 Euro zurückfordern. Nach früheren
Schätzungen würden gut 90 Millionen
Euro zusammenkommen, sollten alle Stu-
dierenden ihr Geld zurückverlangen.
Nun könnte die Summe geringer ausfal-
len. Berlinweit seien bisher Forderungen
in Höhe von 44 Millionen Euro eingegan-

gen, sagte Wissenschaftssenatorin San-
dra Scheeres jetzt im Abgeordnetenhaus.

SohabendieHUbisherrund24000An-
träge erreicht. Eingeschrieben waren in
dem Zeitraum insgesamt 75000 Studie-
renden. Die HTW hat knapp 6900 An-
träge erhalten – „rechnerisch möglich
sindetwasüber26000“,heißtes.Vonden
maximal 80000 Antragsberechtigten der
Technischen Universität haben sich im-
merhin 41000 gemeldet. Die Freie Uni-
versität muss bisher 31500 Ehemaligen
Geld erstatten, wegen der „vielen Zu- und
Abgänge“ in dieser Zeit will sie keine Ge-
samtzahl nennen. An FU wie TU allein

sind bislang jeweils
Forderungen in
Höhe von 13 Millio-
nenEurozusammen-
gekommen.

Haben womög-
lich viele nichts von
dem Karlsruher Ur-
teil mitbekommen
– oder wissen nicht,
wie sie einen Antrag

stellen können? Zwar informiert jede
Hochschule auf ihrer Webseite, wie Ehe-
malige ihr Geld zurückbekommen. An
prominenter Stelle werben die Hochschu-
len dafür aber nicht, meistens muss man
sich mühsam zu der entsprechenden
Seite durchklicken. Womöglich werden
einige auch durch die langen Bearbei-
tungszeiten abgeschreckt. Denn die, die
das Geld zurückbekommen wollen, müs-
sen teils Monate warten, bis die Hoch-
schulen es überweisen.

Die HTW hat sogar noch nicht einmal
mit der Auszahlung begonnen und will
erst jetzt langsam damit starten. „Ich bin
richtig sauer“, schreibt ein Ex-HTW-Stu-
dent im Forum der Webseite „Studis On-
line“, wo sich Berliner Alumni darüber
austauschen, wie lange sie auf ihr Geld
warten. Andere drohen, die HTW zu ver-
klagen. Grund für die Verzögerung sei,
dass die vom Senat versprochenen Aus-
gleichzahlungen auf sich warten lassen,

sagt Sprecherin Gisela Hüttinger: „Wir
haben das Geld einfach nicht.“ Senatorin
Scheeres kündigte an, die Hochschulen
würden das Geld ab Januar erhalten.

Die anderen Hochschulen sind dage-
gen schon in Vorleistung gegangen – mit
unterschiedlichen Geschwindigkeiten.
Eher zäh geht es an der HU voran. Bisher
hat dort erst ein Fünftel der Antragsteller
ihr Geld bekommen. Unvollständige An-
träge und zahlreiche Rückfragen würden
die Kapazitäten der Mitarbeiter erheb-
lich binden, heißt es. Prinzipiell arbeite
die Uni die Anträge chronologisch ab.
„Bei Härtegründen nach sozialen Ge-
sichtspunkten erfolgt eine vorgezogene
Bearbeitung“, sagt Sprecherin Susanne
Cholodnicki.

Weiter sind die Universität der Künste,
die schon fast alle Anträge bearbeitet hat,
und die Beuth-Hochschule, wo von 7500
Antragstellern noch 4500 auf ihr Geld
warten. Die TU hat gut ein Drittel der An-
tragsteller ausbezahlt. Wer das dortige
Online-Verfahren für die Rückerstattung
nutze, könne innerhalb von drei Wochen
mit einer Überweisung rechnen, heißt
es. Deutlich länger dauert es für die, die
nur einen Antrag auf Papier gestellt ha-
ben – sie sollten die Erstattung noch ein-
mal online wiederholen.

An der FU dauert es es bis zur Auszah-
lung „momentan rund fünf Monate“, sagt
Sprecher Goran Krstin. Allein zwischen
März und Mai seien im Schnitt 400 An-
träge pro Werktag eingegangen. Inzwi-
schenhabedieFU fastdieHälftederRück-
forderungen überwiesen. Die FU hofft
wie die anderen Hochschulen auch, dass
sich mit dem Ende der Immatrikulations-
phase mehr Personal den Rückerstattun-
gen widmen kann. Die Wartezeit bis zur
Rückzahlungkönntesichdannverkürzen.

Eine Übersicht, wie Exstudenten einen
Antrag stellen können, gibt es online:
www.tagesspiegel.de/wissen

„Funktionelle Heilung“ bei einem
HIV-infizierten Mädchen
Der Fall hatte im März weltweit Aufsehen
erregt: Bei einem Mädchen, das mit dem
Aidsvirus auf die Welt gekommen und be-
reits nach 30 Stunden mit einer antiretro-
viralen Therapie behandelt worden war,
konnte die Viruslast bis unter die Nach-
weisgrenze gesenkt werden. Der bishe-
rige Behandlungserfolg lässt Mediziner
hoffen, dass eine frühe Therapie bei Neu-
geborenen den Ausbruch von Aids tat-
sächlich verhindern kann. Bei der heute
Dreijährigen aus Mississippi könne von
einer „funktionellen Heilung“ gespro-
chen werden, heißt es in einer Studie, die
jetzt im „New England Journal of Medi-
cine“ veröffentlicht wurde. Basierend auf
diesen Erfahrungen soll Anfang 2014
eine Studie zur frühzeitigen antiviralen
Therapie bei HIV-infizierten Neugebore-
nen gestartet werden.  AFP

Mit Schwarmintelligenz zum
richtigen Gleis
Das kennt jeder: Am Bahnhof oder Flug-
hafen wird eine Änderung bekannt gege-
ben, aber man versteht nur die Hälfte.
Dann ist es am schlauesten, sich einer
Gruppe von anderen Reisenden anzu-
schließen.DasgehtausExperimentenzur
Schwarmintelligenz hervor, über die For-
scherdesBerlinerLeibniz-InstitutsfürGe-
wässerökologie und Binnenfischerei in
„Plos One“ berichten. Sie hatten Proban-
dentypische Ansagen zuGleis- oderFlug-
steigwechselnvorgespieltunddieAufnah-
men durch Nebengeräusche gestört. Die
VersuchsteilnehmersolltendieSätzemög-
lichst genau wiedergeben. Den Gruppen
vonachtTeilnehmerngelangdasstetsbes-
ser als dem jeweils besten Teammitglied
allein, berichten die Forscher. Es lohne
sich also auch für sehr gute Zuhörer, sich
einer Gruppe anzuschließen.  nes

Ein Skorpiongift macht Grashüpfer-
mäuse schmerzunempfindlich. Dadurch
können die Mäuse Skorpione angreifen
und fressen, selbst wenn sie dabei mehr-
fach gestochen werden. Diesen einzigarti-
gen Mechanismus beschreibt eine For-
schergruppe im Fachjournal „Science“.
Das Team um Ashlee Rowe von der Uni-
versity of Texas und Yucheng Xiao von
der Indiana University untersuchte die
Auswirkung von Stichen einer vor allem
in Nord- und Mittelamerika heimischen

Skorpiongattung (Cen-
truroides spp.) auf Gras-
hüpfermäuse und Haus-
mäuse. Bei Hausmäu-
sen löst das Skorpion-
gift starke Schmerzen
aus. Bei den Grashüpfer-
mäusen hingegen führt
das Gift zu einer Blo-
ckade von Schmerzsig-
nalen. Das macht die
Mäuse zeitweise weitge-

hend schmerzunempfindlich und erlaubt
ihnen so, den Skorpion zu attackieren.
Rowe und ihre Kollegen untersuchten
zweibeiSäugernverbreiteteSchmerzfüh-
ler (Rezeptoren) mit den Namen Nav1.7
und Nav1.8 und fanden so den zugrunde
liegenden Mechanismus. Bei der Haus-
maus aktiviert das Skorpiongift Nav1.7.
Bei der Grashüpfermaus hingegen rea-
giert das Gift mit bestimmten Aminosäu-
ren des Rezeptors Nav1.8, die dann die
Weiterleitung von Schmerzsignalen blo-
ckieren. So wird die Grashüpfermaus
nichtnur gegen das Skorpiongift, sondern
gegen jeden Schmerz unempfindlich. dpa
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FU BERLIN
Vorlesungen zu Afrika
Wie steht es um die kulturellen Identitä-
ten Afrikas? Mit diesem Großthema be-
schäftigt sich in diesem Semester die öf-
fentliche Ringvorlesung des Osi-Clubs an
der Freien Universität. Am kommenden
Dienstag (29.Oktober) spricht in der
Reihe Christine Nkulikiyinka, die Bot-

schafterin Ruandas. „Selbstbewusster
und globaler – aber auch weiser?“ lautet
der Titel ihres Vortrags. In der Woche da-
rauf (5. November) sprechen Aram Ziai
und Kristina Kontzi von der Universität
Bonn über „Die Identität der Entwickler.
Eine postkoloniale Perspektive auf Ent-
wicklungspolitik“. Immer 18 Uhr, Ihne-
straße 21, Hörsaal A, in Dahlem.  tiw
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In der Kohorte. Die Studierenden, die 2003 an der Freien Universität und anderen Berliner Hochschulen in „Vollversammlungen“ gegen
den Sparkurs des Senats protestierten, haben ein Anrecht, ihre Rückmeldegebühren erstattet zu bekommen – seit 1996/97.  Foto: Mike Wolff

Bis zur
Auszahlung
dauert es an
derFUderzeit
fünf Monate

Distanz oder Nähe
Politologen streiten über die NS-Vergangenheit

ihres Gründervaters Theodor Eschenburg

E FCAMPUS

Eine Maus,
die Skorpione

verspeist

Die Grashüpfer-
maus
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Von Tilmann Warnecke

Wem die Gebühr entgeht
Viele fordern illegale Kosten für Rückmeldung in Berlin bislang nicht zurück
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